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EINLEITUNG 

Im gesamten Eisenbahnsektor und jedem Land der Welt gibt es im Eisenbahnsektor Beschäf-

tigte mit Behinderung. Sie gehen täglich zur Arbeit und unterstützen den Betrieb wichtiger öf-

fentlicher und kommerzieller Dienste, die dazu beitragen, die Mobilität der Welt zu gewährleis-

ten. Doch aufgrund ihrer mangelnden Sichtbarkeit bleibt oft unerkannt, welchen Beitrag diese 

Beschäftigten leisten – und mit welchen zusätzlichen Hindernissen sie im Vergleich zu ihren 

nicht behinderten Kolleg*innen zu kämpfen haben –. Dies ist vor allem eine Frage der sozialen 

Gerechtigkeit und ein Kernanliegen der Gewerkschaftsbewegung. 

Auf der letzten Sektionskonferenz Eisenbahn, die im März 2023 in Johannesburg (Südafrika) 

stattfand, verabschiedeten die Mitgliedsorganisationen der ITF eine wegweisende Entschlie-

ßung zu den Rechten von Bahnbeschäftigten mit Behinderung.1 Dies war das erste Mal, dass 

eine ITF-Sektion, -Region oder -Abteilung sich explizit mit dem Thema Behinderung auseinan-

dersetzte und der Notwendigkeit Rechnung trug, dass die Gewerkschaftsbewegung der Errei-

chung der Gleichstellung von Beschäftigten mit Behinderung eine hohe Priorität beimessen 

muss. 

Einige Bahngewerkschaften leisten bereits hervorragende Arbeit für ihre Mitglieder mit Behin-

derung und haben Schritte ergriffen, um in ihren jeweiligen Ländern Gleichstellung zu errei-

chen. Nach der Konferenz in Johannesburg führte die ITF diese Gewerkschaften im Netzwerk 

von Bahngewerkschaften für Menschen mit Behinderung zusammen, das dem Lenkungsaus-

schuss und der Globalen Arbeitsgruppe der Sektion Eisenbahn angegliedert ist, um Erfahrun-

gen auszutauschen, die Umsetzung der Konferenzentschließung zu beaufsichtigen und einen 

Resonanzboden für die Globalisierung solcher Initiativen zu schaffen. 

Gemäß dem Auftrag der Entschließung formulierte die ITF diese Charta für Bahnbeschäftigte 

mit Behinderungen, um die wesentlichen Grundsätze darzulegen, die wir uns für den Bahn-

sektor weltweit wünschen. Wir danken allen – Verbündeten mit und ohne Behinderung –, die 

uns hierzu ihre Gedanken mitgeteilt haben, und freuen uns darauf, bei der Umsetzung dieser 

Grundsätze in unterschiedlichen lokalen und nationalen Umfeldern mit Bahngewerkschaften 

und Fahrgastgruppen zusammenzuarbeiten. 

Auf dem 46. ITF-Kongress, der im Oktober 2024 in Marrakesch (Marokko) stattfinden wird, soll 

das Thema "Gleichstellung" als eines von sechs globalen Themen festgelegt werden, die un-

sere Arbeit in der nächsten Kongressperiode leiten werden. Außerdem hoffen wir, dass positi-

ve Initiativen im Bahnsektor andere Verkehrsgewerkschaften dazu anregen können, in ihren 

eigenen Sektoren die Gleichstellung von Beschäftigten mit Behinderung zu erreichen. 

   

 

1 Siehe Anhang I. 
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GRUNDLEGENDE ARBEITS-
RECHTE FÜR BESCHÄFTIGTE 
MIT BEHINDERUNG 

Alle Arbeitskräfte mit Behinderung, ob sie im Eisenbahnsektor beschäftigt sind oder nicht, ha-
ben bestimmte Grundrechte, die im Völkerrecht verankert sind. Einige dieser Rechte sind in-
härent und gelten generell für alle Menschen mit Behinderung, während andere sich speziell 
auf die Beziehung zwischen Behinderung und Arbeit beziehen. 

In den Prinzipien dieser Charta werden diese Rechte sowie Aspekte dargelegt, die wir als ent-
scheidend für die Verwirklichung dieser Rechte in der Praxis erachten. Im folgenden Abschnitt 
steht die Frage im Mittelpunkt, wie diese Rechte speziell im Bahnsektor für Beschäftigte mit 
Behinderung erfüllt werden könnten. 

1. Wir alle müssen den Begriff "Behinderung" inklusiv 
verstehen, d. h. körperliche, geistige und neurodi-
verse Beeinträchtigungen einbeziehen. 

Der Begriff "Behinderung" deckt ein breiteres Spektrum an Beeinträchtigungen ab, die zum 
Teil angeboren sind, zum Teil im Verlauf des Lebens aufgrund einer Erkrankung, einer Ge-
sundheitsstörung oder eines Unfalls plötzlich oder allmählich entstehen. Behinderungen kön-
nen vorübergehend oder dauerhaft und sichtbar oder unsichtbar sein, und sie können im Ver-
halten eines Menschen bemerkbar sein oder ganz verborgen bleiben. Alle diese Einschrän-
kungen sollten gleichwertig betrachtet werden, wenn wir über das Thema Behinderung spre-
chen. 

Insbesondere sollten wir die folgenden allgemeinen Kategorien von Behinderungen berück-
sichtigen: 

• physische Beeinträchtigungen, beispielsweise des Bewegungsapparats, 

• psychische Erkrankungen, z. B. Formen langfristiger psychischer Gesundheitsprobleme, 

• Neurodiversitäten, wie Autismus und Legasthenie. 

Entscheidend ist, dass Behinderung in der Arbeitswelt nicht nur eine Frage der Sicherheit und 
des Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz ist, obwohl dies eine wichtige Rolle spielt. Arbeitge-
ber und Gewerkschaften haben Erfahrung im Umgang mit Arbeitsunfällen und Berufskrank-
heiten, aber eine außerhalb des Arbeitsplatzes erworbene Behinderung hat auch große Aus-
wirkungen auf die Gleichstellung am Arbeitsplatz. Behinderung bezieht sich auf die gesamte 
Erfahrungswelt von Beschäftigten mit Behinderung und ihren nicht behinderten Kolleg*innen 
und deckt ein breites Spektrum von Arbeitsaspekten ab, wie z. B. Bezahlung, Gewalt und Be-
lästigung, Diskriminierung und technologischer Wandel. 
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2. Beschäftigte mit Behinderung haben dieselben 
Grundrechte wie alle anderen Beschäftigten. 

Grundsätzlich gelten die grundlegenden Arbeitsrechte für alle Beschäftigten unabhängig von 
einer Behinderung gleichermaßen. Sie kommen in den elf Kernübereinkommen der Interna-
tionalen Arbeitsorganisation (IAO) der Vereinten Nationen zum Ausdruck, die Bestimmungen 
zu Gewerkschaftsrechten, Sklaverei, Kinderarbeit, gleicher Bezahlung, Diskriminierung und 
Arbeitsschutz enthalten. 

Diese völlige Gleichstellung wird in Artikel 27 des UN-Übereinkommens über die Rechte von 
Menschen mit Behinderungen, der sich auf Arbeit und Beschäftigung bezieht, weiter ausge-
führt. Insbesondere sind Staaten gemäß Artikel 27, Absatz 1 (c) dazu verpflichtet, "zu gewähr-
leisten, dass Menschen mit Behinderung ihre Arbeitnehmer- und Gewerkschaftsrechte gleich-
berechtigt mit anderen ausüben können". 

3. Das soziale Modell der Behinderung sollte unsere 
Richtschnur sein. 

Für das Verständnis davon, wie Behinderungen und Menschen mit Behinderung in unseren 
Gesellschaften behandelt werden, existieren verschiedene Modelle. Das karitative Modell von 
Behinderung sieht in behinderten Menschen passive Objekte des Mitgefühls, denen die nicht 
behinderte Mehrheit Hilfe leisten sollte. Das medizinische Modell sieht in Menschen mit Behin-
derung indessen passive Objekte der Wissenschaft, deren Beschwerden durch klinische Inter-
ventionen gelindert werden sollten. 

Wir lehnen beide Auffassungen von Behinderung ab. Stattdessen orientieren wir uns so wie 
die Aktivist*innen für Menschen mit Behinderung weltweit am sozialen Modell der Behinde-
rung. Das soziale Modell sieht in der Ausgrenzung von Menschen mit Behinderung das Ver-
sagen der Gesellschaft, alle ihre Mitglieder gleich zu bewerten, und nicht die Folge der inhä-
renten Diversität der biologischen und medizinischen Merkmale unter den Menschen. Es stellt 
ferner die Fähigkeit in den Fokus, den Menschen mit Behinderung und ihre nicht behinderten 
Verbündeten haben, die Gesellschaft zum Besseren zu verändern. 

Eine Version des sozialen Modells kommt in Artikel 4 des IAO-Übereinkommens 159 über die 
berufliche Rehabilitation und die Beschäftigung der Behinderten zum Ausdruck, in dem Staa-
ten verpflichtet werden, "die Gleichbehandlung von behinderten Arbeitnehmern und anderen 
Arbeitnehmern" zu gewährleisten. 

4. Beschäftigte mit Behinderung müssen jederzeit 
über sich selbst bestimmen können. 

Ausgehend von Grundsatz 3 müssen Beschäftigte mit Behinderung Veränderungen an ihren 
Arbeitsplätzen und in ihrem sonstigen Leben selbst herbeiführen und gestalten. Die Solidarität 
von nicht behinderten Verbündeten ist überaus wichtig, aber diese können nur Schwerpunkte 
unterstützen, die Beschäftigte mit Behinderung selbst demokratisch festlegen. Dies gilt für in-
terne gewerkschaftliche Leitungsstrukturen genauso wie für die Vertretung nach außen in Fo-
ren mit Arbeitgebern und Regierungen. 

https://www.ilo.org/global/standards/introduction-to-international-labour-standards/conventions-and-recommendations/lang--en/index.htm
https://www.ohchr.org/en/instruments-mechanisms/instruments/convention-rights-persons-disabilities
https://www.ohchr.org/en/instruments-mechanisms/instruments/convention-rights-persons-disabilities
http://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---normes/documents/normativeinstrument/wcms_c159_de.htm
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Dieses Erfordernis wird auch in Artikel 3 (a) anerkannt, in dem darauf verwiesen wird, dass bei 
Initiativen zum Thema Behinderung die "Achtung der dem Menschen innewohnenden Würde, 
seiner individuellen Autonomie, einschließlich der Freiheit, eigene Entscheidungen zu treffen, 
sowie seiner Unabhängigkeit" zu wahren sind. 

5. An den Arbeitsplätzen von Beschäftigten mit Be-
hinderung müssen berufsspezifische Anpassungen 
vorgenommen werden. 

Im Einklang mit dem sozialen Modell der Behinderung müssen wir den zahlreichen von der 
Gesellschaft errichteten Barrieren Rechnung tragen, die Menschen mit Behinderung daran 
hindern, unter denselben Bedingungen wie ihre nicht behinderten Kolleg*innen am Arbeits-
leben teilzunehmen. Die Erreichung von Gleichstellung bedeutet, Anpassungen am Arbeits-
platz vorzunehmen, um diese Barrieren zu verringern und zu beseitigen. 

Die Art der erforderlichen Anpassungen wird selbst innerhalb ein und desselben Sektors je 
nach Berufsfeld sowie dem jeweiligen körperlichen, geistigen und neurodiversen Status un-
terschiedlich sein. Dennoch sollten alle Anpassungen das Ergebnis von Kollektivverhandlun-
gen zwischen Gewerkschaften und Arbeitgebern sein, um die demokratische Mitwirkung von 
Beschäftigten mit Behinderung zu gewährleisten. Insbesondere die Einführung neuer Techno-
logien sollte die gleichberechtigte Teilhabe von Beschäftigten mit Behinderung eher fördern 
als erschweren. 

6. Wir müssen den vielfältigen und sich überschnei-
denden Formen von Diskriminierung, die Beschäf-
tigte mit Behinderung betreffen, Rechnung tragen. 

Behinderung existiert nicht im luftleeren Raum. Viele Beschäftigte mit Behinderung sind mit 
zusätzlichen Barrieren aufgrund ihres Geschlechts, ihrer Sexualität, Rasse, ethnischen Zuge-
hörigkeit, Religion und anderer Faktoren konfrontiert, die sich alle auf kulturspezifische Weise 
mit ihrer Behinderung überschneiden. Alle Anstrengungen, die Gleichstellung von Beschäftig-
ten mit Behinderung zu erreichen, werden letztlich nicht ausreichen, wenn wir diese mehrfa-
chen und sich überschneidenden Formen der Diskriminierung nicht berücksichtigen. 

Unter den Kernübereinkommen der IAO legt das Übereinkommen 111 über Diskriminierung 
(Beschäftigung und Beruf) ein breites Verständnis von Diskriminierung zugrunde und verpflich-
tet Staaten dazu, "die Gleichheit der Gelegenheiten und der Behandlung in Bezug auf Be-
schäftigung und Beruf zu fördern, um jegliche Diskriminierung auf diesem Gebiet auszuschal-
ten". 

Darüber hinaus wird im Übereinkommen 190 über Gewalt und Belästigung anerkannt, dass 
"jede Person das Recht auf eine Arbeitswelt ohne Gewalt und Belästigung, einschließlich ge-
schlechtsspezifischer Gewalt und Belästigung, hat" und verpflichtet Staaten zu Gleichstel-
lungsgesetzen und -politiken zum Schutz von "verletzlichen Gruppen ..., welche unverhältnis-
mäßig stark von Gewalt und Belästigung in der Arbeitswelt betroffen sind". Gemäß der unter-
stützenden IAO-Empfehlung 206 und dem UN-Übereinkommen schließt dies auch Beschäftig-
te mit Behinderung ein. In derselben Empfehlung werden Verkehrsbeschäftigte bereits als 
eine Gruppe aufgeführt, die besonders von Gewalt und Belästigung betroffen ist.  

  

http://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---normes/documents/normativeinstrument/wcms_c111_de.htm
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---relconf/documents/meetingdocument/wcms_729964.pdf
https://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---ed_norm/---relconf/documents/meetingdocument/wcms_729970.pdf
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RECHTE VON BAHN-
BESCHÄFTIGTEN MIT 
BEHINDERUNG 

Neben den Rechten, die für alle Beschäftigten mit Behinderung gelten, gibt es besondere 
Bestimmungen für diejenigen, die im Bahnsektor berufstätig sind. Es sind besondere Maß-
nahmen erforderlich, um die Barrieren zu überwinden, die einer vollen und gleichberechtigten 
Teilhabe von Bahnbeschäftigten mit Behinderung an ihrem Arbeitsplatz entgegenstehen. 

7. Für Bahnbeschäftigte mit Behinderung müssen 
berufsspezifische Anpassungen vorgenommen 
werden. 

Ausgehend von Grundsatz 5 müssen im Arbeitsumfeld aller Bahnbeschäftigten mit Behinde-
rung berufsspezifische Anpassungen vorgenommen werden, damit sie ihre Arbeitskraft effek-
tiv einbringen können. Diese Anpassungen sind je nach Kontext sehr unterschiedlich, sollten 
aber unabhängig vom körperlichen, geistigen und neurodiversen Status gelten. Die vollstän-
dige Taxonomie der Eisenbahnberufe in der Internationalen Standardklassifikation der Berufe 
der IAO sollte herangezogen werden, um sicherzustellen, dass die Bedürfnisse aller Beschäf-
tigten mit Behinderung erfüllt werden.2 

Im Eisenbahnsektor gelten sehr hohe Sicherheitsnormen zugunsten von Fahrgästen, Beschäf-
tigten und der breiten Bevölkerung. Die Anpassungen für Beschäftigte mit Behinderung sollen 
diese Normen keinesfalls beeinträchtigen, sondern vielmehr sicherstellen, dass Beschäfti-
gungsmöglichkeiten im Bahnsektor allen Arbeitskräften auf gleichberechtigter Basis offenste-
hen. 

Die möglichen Anpassungen sollten im Rahmen von Kollektivverhandlungen zwischen den Ar-
beitgebern und den Gewerkschaften festgelegt werden, die auf Grundlage der demokratischen 
Mitsprache der Bahnbeschäftigten mit Behinderung stattfinden. Insbesondere die Einführung 
neuer Technologien sollte die gleichberechtigte Teilhabe von Beschäftigten mit Behinderung 
im Eisenbahnsektor eher fördern als erschweren. 

 

 

2 Siehe Anhang II. 
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8. Arbeitgeber im Bahnsektor sollten die Einstellung, 
langfristige Bindung und Beförderung von Beschäf-
tigten mit Behinderung zur Priorität machen. 

Maßnahmen zur Erreichung von Gleichstellung werden nicht ausreichen, wenn sie nur auf Be-
schäftigte mit Behinderung abzielen, die bereits im Eisenbahnsektor tätig sind. Aufgrund der 
nach wie vor vorhandenen Hürden, die ihrer vollen und gleichberechtigten Teilhabe entgegen-
stehen, werden weit mehr Menschen mit Behinderung womöglich niemals eine Stelle im Sek-
tor annehmen oder haben ein bereits bestehendes Beschäftigungsverhältnis vielleicht aufge-
geben. 

Wie bei anderen marginalisierten Gruppen sollten Arbeitgeber im Bahnsektor die Einstellung, 
langfristige Bindung und Beförderung von Beschäftigten mit Behinderung zur Priorität machen, 
um ihre traditionelle Unterrepräsentanz in den Belegschaften zu überwinden. Entsprechende 
Maßnahmen sollten sowohl auf Berufsfelder abzielen, in denen Beschäftigte mit Behinderung 
besonders unterrepräsentiert sind, als auch auf solche, in denen bestimmte Behinderung für 
Beschäftigte wie für Arbeitgeber mit zusätzlichen Vorteilen verbunden sein können. Arbeitge-
ber sollten ferner dafür sorgen, dass ihre Betriebe vorhandenen Beschäftigten mit weniger 
sichtbaren Behinderung einen sicheren Raum bieten, um sich als behindert zu outen. 

9. Wir müssen die Auswirkungen von Gewalt und 
Belästigung sowie von sanitären Bedingungen auf 
Beschäftigte mit Behinderung in den Fokus stellen. 

In Anknüpfung an Grundsatz 6 müssen wir darauf achten, inwiefern Beschäftigte mit Behinde-
rung im Bahnsektor von mehrfachen und sich überschneidenden Formen von Diskriminierung 
betroffen sein können. Bahnbeschäftigte mit Behinderung sind insbesondere Gewalt und Be-
lästigung durch andere Belegschaftsmitglieder, Vorgesetzte und Fahrgäste stärker ausgesetzt 
als ihre Kolleg*innen. Bei den Maßnahmen zur Umsetzung des IAO-Übereinkommens 190 im 
Eisenbahnsektor muss dieser Ungerechtigkeit besondere Aufmerksamkeit gelten, vor allem 
was die Sicherheit auf dem Arbeitsweg anbelangt. 

Darüber hinaus sind auch fehlende geeignete Sanitäranlagen für alle Verkehrsbeschäftigten 
für Beschäftigte mit Behinderung ein besonders akutes Problem. Unzureichende hygienische 
Bedingungen können bestimmte Arten von Behinderung bedingen, verschlimmern oder sogar 
verursachen. Gemäß der ITF-Charta für den Zugang zu Sanitäranlagen muss das Recht von 
Beschäftigten mit Behinderung auf Sanitärversorgung von allen Arbeitgebern im Bahnsektor 
durch die Bereitstellung geeigneter Einrichtungen erfüllt werden. 

10. Bahngewerkschaften sollten die Führungsrolle 
von Beschäftigten mit Behinderung fördern. 

Jegliches Engagement für Gleichstellung innerhalb der ITF-Familie muss auf dem Grundsatz 
beruhen "Nichts über uns ohne uns". Bahnbeschäftigte mit Behinderung müssen an der Spitze 
aller Bemühungen um die Durchsetzung der Gleichbehandlung im Sektor stehen. Das bedeu-
tet, dass Gewerkschaften jetzige und potenzielle Mitglieder mit Behinderung ermitteln und sie 
dazu ermutigen sollten, sich in einem sicheren und fördernden Umfeld sichtbar zu machen. In 
einer Erklärung der ITF-Konferenz für junge Arbeitnehmer*innen im Verkehrssektor 2023 heißt 
es, dass "die Führungsspitzen unserer Gewerkschaften und unsere Bewegung dahin kommen 

https://www.itfglobal.org/en/resources/itf-sanitation-charter
https://www.itfglobal.org/en/resources/fighting-just-future-global-vision-young-transport-workers
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müssen, unsere sektionsübergreifenden Sektoren und die Welt, in der wir leben, wirklich abzu-
bilden". 

Bahngewerkschaften auf der ganzen Welt sollten Maßnahmen in den Vordergrund stellen, die 
diese Grundsätze unterstützen, unter anderem durch Kampagnen und Verhandlungen für die 
Rechte von Menschen mit Behinderung im Sektor und der allgemeinen Gesellschaft sowie die 
Aufklärung darüber. 

11. Beschäftigte mit Behinderung brauchen einen 
sicheren und nachhaltigen Bahnsektor. 

Beschäftigte mit Behinderung werden ihre Rechte nur in einem Eisenbahnsektor in vollem 
Umfang wahrnehmen können, der sicher und nachhaltig für alle ist. Dies bedeutet insbesonde-
re, dass unsere Eisenbahnen sich in öffentlichem Eigentum befinden und demokratischer Kon-
trolle unterliegen, auf eine für Beschäftigte und Fahrgäste gleichermaßen sichere und sozial 
gerechte Weise betrieben und dafür ausgestattet sein sollten, eine Vorreiterrolle in Sachen Kli-
maschutz zu spielen. Die Gleichstellung von Beschäftigten mit Behinderung ist ein zentrales 
Element der allgemeinen ITF-Vision für die Zukunft des Eisenbahnsektors weltweit. 
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GLEICHSTELLUNG VON 
MENSCHEN MIT BEHINDE-
RUNG IM EISENBAHNSEKTOR 
UND DARÜBER HINAUS 

Wie bei anderen Fragen der sozialen Gerechtigkeit spielen Gewerkschaften eine wesentliche 
Rolle bei der Förderung der Gleichstellung von Menschen mit Behinderung im Hinblick auf 
Fahrgäste und die Gesellschaft insgesamt. Die Gewerkschaftsbewegung war schon immer ein 
Impulsgeber für breiteren fortschrittlichen Wandel, und Bahngewerkschaften haben jetzt die 
Gelegenheit, die sie umgebende Welt für Menschen mit Behinderung zu ändern. 

12. Bahnbeschäftigte und Fahrgäste mit Behinderung 
sollten Bündnisse für die Schaffung eines besse-
ren Sektors bilden. 

Der Status von Bahnbeschäftigten mit Behinderung steht in engem Zusammenhang mit den 
Rechten auf Zugänglichkeit und persönliche Mobilität, die in den Artikeln 9 und 20 des UN-
Übereinkommens dargelegt sind. Nach dem Übereinkommen muss für alle Menschen mit Be-
hinderung gewährleistet sein, dass sie gleichberechtigten Zugang zur physischen Umwelt so-
wie zu Einrichtungen und Diensten haben, die volle Teilhabe an der Gesellschaft genießen 
und all ihre Menschenrechte gewahrt werden. Der Zugang zu Verkehrsmitteln ist hierfür uner-
lässlich, und das Übereinkommen erkennt explizit an, dass alle Menschen mit Behinderung 
die Möglichkeit haben müssen, "zum Zeitpunkt ihrer Wahl und zu erschwinglichen Kosten" 
mobil zu sein. Diese Rechte werden in der Praxis selten verwirklicht, weder für Beschäftigte 
noch für Fahrgäste mit Behinderungen. 

Bündnisse zwischen Bahnbeschäftigten mit Behinderungen, ihren Gewerkschaften und Grup-
pen von Fahrgästen mit Behinderung bieten ein großes Potenzial, sowohl diese Rechte als 
auch alle anderen Rechte zu verwirklichen, die Menschen mit Behinderung derzeit vorenthal-
ten werden. Gemeinsam können Beschäftigte und Fahrgäste auf Regierungen (einschließlich 
sektoraler und gleichstellungsspezifischer Regulierungsbehörden) einwirken, damit sie die Be-
handlung von Menschen mit Behinderung innerhalb ihrer Zuständigkeitsbereiche verbessern. 
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ANHANG I: ENTSCHLIESSUNG 
DER ITF-SEKTIONSKONFERENZ 
EISENBAHN 2023 

Weltweite Gleichstellung von Menschen mit Behinde-
rung im Bahnsektor 

Die ITF-Sektionskonferenz Eisenbahn am 17. und 18. März 2023 in Süd-
afrika: 

1. Nimmt Folgendes zur Kenntnis: 

• Überall in der Welt beteiligen sich Menschen mit Behinderung auf allen Ebenen an der Ar-
beitswelt und leisten einen Beitrag dazu.  

• Die meisten Beeinträchtigungen der physischen und psychischen Gesundheit sowie viele 
Lern-, Verhaltens- und Entwicklungsstörungen sind nicht sichtbar oder für andere unmittel-
bar erkennbar. Sprach- und Sprechstörungen, Sehstörungen, Autismus und Depressionen 
sind nur einige Beispiele für versteckte Behinderungen. 

• Alle Beschäftigten haben das Grundrecht auf Gleichbehandlung, unabhängig von even-
tuellen Behinderungen. Dennoch sind Beschäftigte mit Behinderung (ob sichtbar oder ver-
steckt) weltweit und in allen Sektoren bei der Arbeit regelmäßig mit Barrieren konfrontiert. 
Barrieren können physischer, einstellungsbedingter, kommunikativer und sozialer Natur 
sein. 

• Gewerkschaften sind bestens dafür positioniert, Verbesserungen auszuhandeln und Bar-
rieren für Beschäftigte mit Behinderung zu beseitigen, darunter physische Barrieren, z. B. 
Gebäude ohne Zugangsrampe oder zugängliche Toiletten; Einstellungen zu überwinden, 
dass Beschäftigte mit Behinderung bestimmte Berufe oder Tätigkeiten nicht ausüben kön-
nen; Kommunikationsmethoden zu verbessern, z. B. dafür zu sorgen, dass Dokumente in 
Großdruck oder Blindenschrift verfügbar sind; und sich für die Annahme eines sozialen 
anstelle eines medizinischen Modells der Behinderung einzusetzen. 

• Das in den meisten Ländern geltende medizinische Modell betrachtet Behinderung als 
etwas, das geheilt oder dem vorgebeugt werden muss. Das "Problem" wird dem Indivi-
duum zugeschoben, was zu Stigmatisierung, Vorurteilen und Diskriminierung führt. Dahin-
gegen geht das soziale Modell davon aus, dass Menschen durch gesellschaftliche Barrie-
ren behindert sind, nicht durch ihre Beeinträchtigung oder ihr Anderssein. Das soziale Mo-
dell der Behinderung gilt heute als die international anerkannte Sichtweise auf Behinde-
rung. 
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2. Ruft die ITF auf: 

• Maßnahmen zu ergreifen, um die Gleichstellung von Menschen mit Behinderung an den 
Arbeitsplätzen im Bahnsektor weltweit zu verbessern, unter anderem durch die Beseiti-
gung von Hindernissen bei der Einstellung, und die Bindung und Beförderung von Be-
schäftigten mit Behinderung.  

• Das Recht von Beschäftigten mit Behinderung auf Selbstbestimmung und die Übernahme 
von Führungspositionen zu unterstützen, sowohl in den demokratischen Strukturen der 
ITF und ihrer Mitgliedsorganisationen als auch auf Arbeitsplätzen im Eisenbahnsektor 
weltweit. 

• Untersuchungen zu den Bedingungen und Erfahrungen von Beschäftigten mit Behinde-
rung im Bahnsektor (einschließlich derer mit nicht sichtbaren oder "versteckten" Beein-
trächtigungen) durchzuführen, um ein umfassendes Verständnis ihrer Probleme und An-
liegen am Arbeitsplatz und der Formen von Ungleichbehandlung, denen sie unterworfen 
sind, zu gewinnen. 

• Das soziale Modell der Behinderung im Rahmen der ITF-Kampagne für sichere und nach-
haltige Bahnen zu propagieren und ihre Mitgliedsorganisationen durch die Zusammenstel-
lung und Weitergabe bewährter Praktiken bei der Annahme eines sozialen Modells zu un-
terstützen. 

• Multinationale Bahnunternehmen, in denen ITF-Mitgliedsorganisationen aktiv sind, zur 
Durchführung tragfähiger Gleichstellungs- und Diversitätsanalysen unter Berücksichtigung 
von Behinderung aufzurufen. Dies sollte in Partnerschaft mit Gewerkschaften erfolgen und 
in allen Ländern, in denen die jeweiligen Unternehmen tätig sind, sowie in allen von ihnen 
genutzten Bahnsystemen, öffentlichen Verkehrssystemen und Lieferketten geschehen. 

 

Antragsteller: 

• Rail, Tram & Bus Industry Union (RTBU), Australien  

• Associated Society of Locomotive Engineers & Firemen (ASLEF), Großbritannien 
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ANHANG II: KLASSIFIZIERUNG 
DER BAHNBERUFE 
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